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Ausgangslage

Einleitung

Problemskizze

Internationale Organisationen handeln in allen erdenklichen Lebensberei­
chen. Manchmal sind sie gut sichtbar, etwa wenn der Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen (UN) Sanktionen gegen terrorverdächtige Individuen 
beschliesst, manchmal weniger sichtbar, etwa wenn die Ernährungs- und 
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen (FAO) Regeln zur 
verantwortungsvollen Fischerei erlässt. Viele der heute existierenden inter­
nationalen Organisationen sind nach dem Zweiten Weltkrieg entstanden, 
so auch das UN-Hochkommissariat für Flüchtlinge (UNHCR) und die 
Internationale Organisation für Migration (IOM). Während ihnen anfangs 
primär die Rolle als Forum für die Koordination staatlicher Bemühungen 
zukam, wurden sie bald auch zur Projektionsfläche für ambitiösere Hoff­
nungen – gar als «Rettung der Menschheit»1 wurden sie bezeichnet. Die 
Staaten haben ihnen immer mehr Aufgaben übertragen und viele Orga­
nisationen handeln heute mit weitreichender Autonomie.2 Entsprechend 
haben viele internationale Organisationen ihre Mandate ausgedehnt. Das 
hat dazu geführt, dass sich die Mandate vieler Organisationen heute über­
lappen. Neben den Synergien, die zwischen Organisationen entstehen, die 
in einem ähnlichen Bereich tätig sind, führt das immer dichter werdende 
Netz an Institutionen mit immer breiteren Kompetenzen aber auch zu 
Konflikten und Konkurrenzsituationen.

Auch das UNHCR und die IOM weiteten ihre Aufgaben über die Jahre 
massgeblich aus, sodass sich die Mandate oder deren Auslegung durch die 
Organisationen heute in vielen Bereichen überlappen.3 Beide Organisatio­
nen wurden nach dem Zweiten Weltkrieg gegründet, um Lösungen für 

I.

A.

1.

1 Die Formulierung stammt von Singh Nagendra, Termination of Membership of 
International Organisations, London 1958, vii (zit. nach Klabbers, Two Concepts 
of International Organisation, S. 281).

2 Zur Idee von internationalen Organisationen als autonome Akteurinnen: vgl. den 
Sammelband Collins Richard/White Nigel D. (Hrsg.), International Organiza­
tions and the Idea of Autonomy, London 2011.

3 Vgl. zum Ganzen hinten III.: Fallstudie: UNHCR und IOM.
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Flüchtlinge, Vertriebene und die «überschüssige» Bevölkerung in Europa 
zu finden, die der Krieg zurückgelassen hatte. Die Wurzeln beider Organi­
sationen reichen indes weiter zurück. So wurde das erste Amt des Hoch­
kommissars für Flüchtlinge bereits nach dem Ersten Weltkrieg im Völker­
bund geschaffen. Das Intergovernmental Committee (on Refugees), das als 
Vorläuferorganisation der IOM bezeichnet werden kann, wurde im Jahr 
1938 gegründet, nachdem die politische Lähmung im Völkerbund es weit­
gehend verunmöglicht hatte, für die Flüchtlinge und Vertriebenen nach 
der Machtübernahme Hitlers und dem folgenden «Anschluss» Österreichs 
Lösungen zu finden. Nach dem Zweiten Weltkrieg wurden beide Organi­
sationen aufgelöst und teilweise durch die Internationale Flüchtlingsorga­
nisation (IRO) inkorporiert. Mit Beginn des Kalten Krieges entstand aller­
dings wieder das Bedürfnis nach einer differenzierten institutionellen Lö­
sung: die IRO wurde aufgelöst, und das UNHCR und das Provisional 
Committee on European Migration (PICMME), später die IOM, wurden 
gegründet. Als Reaktion auf verschiedene Gegebenheiten weiteten beide 
Organisationen ihre Mandate aus. Trotz oft enger Zusammenarbeit im 
Feld ergaben sich zwischen den Organisationen über die Jahre immer wie­
der Konflikte um Geld und Einfluss bzw. um die Zuständigkeit für einen 
bestimmten Sachverhalt oder eine bestimmte Personengruppe. In der vor­
liegenden Arbeit werden solche Konflikte genauer betrachtet und es wird 
untersucht, was diese über die Funktionsweise des Völkerrechts aussagen.

Forschungslücke(n) und Ziele der Arbeit

Forschungslücke: Konflikte zwischen internationalen Organisationen

Weil sich die Mandate vieler Organisationen heute überlappen, sind 
Konflikte zwischen internationalen Organisationen relativ häufig. Entspre­
chend hat sich in der Praxis der Organisationen ein breites Instrumentari­
um zum Umgang mit bzw. zur Vorbeugung von Unproduktivitäten und 
Doppelspurigkeiten entwickelt, etwa die gegenseitige Gewährung des Be­
obachterstatus oder die Gründung gemeinsamer Organe. Im Kontrast dazu 
steht die eher spärliche völkerrechtliche Forschung zum Verhältnis bzw. 
zu Konflikten zwischen internationalen Organisationen. Es sollen daher 
solche Konflikte konzeptualisiert und anhand der Fallstudie zu UNHCR – 
IOM analysiert werden.

Ein erstes Ziel ist es, vorab einen theoretischen Rahmen zu entwickeln, 
der das Verhältnis zwischen internationalen Organisationen aus völker­

2.

a)
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rechtlicher Sicht beschreibt. Denkbar und naheliegend wäre eine Betrach­
tung unter dem Recht der internationalen Organisationen. Dieses wird 
aber von einem funktionalistischen Verständnis dominiert und beschäftigt 
sich daher ausschliesslich mit der Beziehung zwischen Mitgliedstaaten und 
Organisation.4 Das Recht der internationalen Organisationen kann zwar 
darüber Aufschluss geben, welche Kompetenzen einer Organisation zu­
kommen, also welche Aufgaben ihr von ihren Mitgliedstaaten übertragen 
wurden, oder über welche inhärenten Befugnisse (implied powers) sie ver­
fügt.5 Um das Verhältnis der Organisation zu Dritten, seien es Individuen, 
Drittstaaten oder wie vorliegend andere internationale Organisationen, zu 
erfassen, scheint es aufgrund seiner funktionalistischen Prägung hingegen 
(bislang) wenig geeignet. So gerät es an seine Grenzen, wenn eine andere 
Organisation Zuständigkeit über das gleiche geografische Gebiet, den glei­
chen Sachverhalt oder die gleiche Personengruppe beansprucht. Das Prob­
lem wird in diesem Fall als blosse Frage der Koordination zwischen den 
beiden Organisationen wahrgenommen6 und damit im Prinzip verharm­
lost, weil dadurch dessen rechtliche Dimension vernachlässigt wird.7 Hier 
wird eine alternative Konzeption vorgeschlagen: Das Verhältnis zwischen 
internationalen Organisationen wird unter dem Blickwinkel des Regime­
konflikts betrachtet, indem die Organisationen als zwei Teilrechtsordnun­
gen innerhalb des Völkerrechts verstanden werden.

4 Vgl. zum Ganzen: Klabbers Jan, The EJIL Foreword: The Transformation of 
International Organizations Law, European Journal of International Law Vol. 26 
No. 1 (2015), S. 9–82.

5 Als Standardwerk zum Recht der internationalen Organisationen vgl. Schermers 
Henry G./Blokker Niels M., International Institutional Law: Unity within Diver­
sity, 5. Aufl., Leiden/Boston 2011.

6 Vgl. ebd. §§ 1691 ff. René-Jean Dupuy widmet sich bereits in einem Beitrag 
von 1960 der Frage nach der Beziehung zwischen internationalen Organisatio­
nen, allerdings geprägt vom damaligen Nachkriegsoptimismus internationalen 
Organisationen gegenüber und ebenfalls aus funktionalistischem Blickwinkel (Du­
puy René-Jean, Le Droit des Relations Entre les Organisations Internationales, 
in: Collected Courses of the Hague Academy of International Law Vol. 100, Lei­
den/Boston 1960, S. 457–589).

7 In diesem Sinne auch Ruffert/Walter, welche die aktuelle Kompetenzlehre des 
Rechts der internationalen Organisationen im Verhältnis der Organisationen un­
tereinander als unzulänglich erachten (Ruffert/Walter, S. 80 ff. und insb. S. 82).
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Einordnung in den Kontext: Fragmentierung des Völkerrechts

Es wird als Analyserahmen ein völkerrechtstheoretisches Konzept gewählt, 
das geeignet ist, die Beziehung zwischen dem UNHCR und der IOM ad­
äquat zu beschreiben: das Konzept des Regimekonflikts. Das Konzept des 
in Regime fragmentierten Völkerrechts dient als Modell, ein Rechtssystem 
zu erklären, in dem – im Gegensatz zum Nationalstaat – kaum Hierarchi­
en und kein eigentliches zentrales Rechtsetzungs- oder Rechtsprechungsor­
gan existieren. Es besagt im Grundsatz, dass sich im Völkerrecht verschie­
dene Teilrechtsordnungen, sog. Regime, entwickelt haben, die sich über­
lappen und dadurch zumindest teilweise in einem Konflikt zueinander 
stehen. Gemeint ist damit in der Regel, dass Normen eines Regimes mit 
Normen eines anderen Regimes konfligieren. Konflikte zwischen interna­
tionalen Organisationen treten allerdings nur selten in Form von Norm­
konflikten zutage. Häufiger äussern sie sich in Form von Streitigkeiten 
über die Zuständigkeiten. Werden diese Konflikte bilateral zwischen den 
Organisationen gelöst, sind, zumindest potenziell, Rechte und Pflichten 
von Staaten und allenfalls auch von Individuen tangiert. Solche «Institutio­
nenkonflikte»8 sind daher, so lautet die vorliegende These, rechtlich eben­
so relevant wie Normkonflikte. Aus diesem Grund soll hier die institutio­
nelle Dimension des Regimekonflikts untersucht werden. Anschliessend 
werden anhand der Fallstudie zu UNHCR – IOM Konfliktsituationen 
dargestellt und analysiert. Dabei soll aufgezeigt werden, welche Ursachen 
Konflikten zwischen dem UNHCR und der IOM zugrunde liegen, wie 
sich Konflikte geäussert haben, wie die Organisationen mit Konflikten 
umgegangen sind und welche Bedeutung Konflikte zwischen internationa­
len Organisationen für das Völkerrecht haben. Es ist nicht Ziel dieser 
Arbeit, mögliche Lösungen für solche Konflikte zu präsentieren. Vielmehr 
sollen institutionelle Konflikte konzeptualisiert, im Rahmen einer konkre­
ten Fallstudie herausgearbeitet und deren völkerrechtliche Relevanz unter­
sucht werden.

In der Völkerrechtswissenschaft gibt es reichlich Forschung zur Frag­
mentierung und zum Regimekonflikt. Diese fokussierte allerdings bislang 
primär auf die Frage nach dem Umgang mit Konflikten zwischen ver­
schiedenen Normen. Der Regimebegriff wurde durch die Forschung der 
Disziplin der Internationalen Beziehungen der 1970er- und 1980er-Jahren 

b)

8 Der Begriff wird vorliegend als Sammelbegriff verwendet, um Konfliktformen zwi­
schen internationalen Organisationen zu erfassen, die keine Normkonflikte sind.
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geprägt.9 Regime werden dort als «sets of implicit or explicit principles, 
norms, rules, and decision-making procedures around which actors’ expec­
tations converge in a given area of international relations»10 beschrieben, 
also eine Art institutionalisierte Politik. Ziel der neoliberalen Regimetheo­
rie der Internationalen Beziehungen war es, zu beweisen, dass Regime 
entgegen neorealistischen Annahmen kurzfristige Macht- und Interessen­
strukturen überwinden können. Erst um die Jahrhundertwende wurde 
der Begriff in der Völkerrechtswissenschaft wieder aufgenommen, aller­
dings hier unter dem Titel der «Fragmentierung des Völkerrechts».11 Die 
Fragmentierung des Völkerrechts meint in der Regel die Aufsplitterung 
des Rechts in einzelne (funktionale) Bereiche, etwa ein Menschenrechtsre­
gime oder ein Umweltregime. Spätestens seit sich die International Law 
Commission (ILC) 2006 unter Martti Koskenniemi der Fragmentierung in 
einem Bericht angenommen hat,12 hat die Völkerrechtswissenschaft dazu 
reichlich Forschung generiert.

In zweierlei Hinsicht wird in der vorliegenden Untersuchung darüber 
hinausgegangen: (1) Erstens wird ein breites Verständnis von Regimen 
angewendet, das es erlaubt, internationale Organisationen als Regime zu 
bezeichnen. Internationale Organisationen sind demnach nicht bloss Ak­
teurinnen innerhalb eines funktionalen Bereichs, sondern eigenständige 
Regime, d.h. organisatorische Gebilde, die innerhalb ihrer Mandate je ei­
genen Prinzipien, Normen und Verfahren folgen und die selber wiederum 
weitere Prinzipien, Normen und Verfahren generieren; (2) zweitens liegt 
der Fokus der bisherigen Forschung zur Fragmentierung des Völkerrechts 
auf dem Umgang mit Normkonflikten, d.h. mit widersprüchlichen Nor­
men, die unterschiedlichen Teilrechtsordnungen entstammen.13 Bei Kon­
flikten zwischen internationalen Organisationen handelt es sich aber eher 
selten um Normkonflikte, häufiger liegt ein institutioneller Konflikt vor, 
etwa wenn es um die Aufteilung der Kompetenzen geht. Dieser Aspekt der 
Fragmentierung wurde in der Völkerrechtswissenschaft bislang weniger 

9 Vgl. dazu hinten II. A. 2.
10 Krasner, Regimes as Intervening Variables, S. 185.
11 Vgl. dazu hinten II. A. 1. und 3.
12 ILC, Fragmentation of International Law: Difficulties Arising from the Diversifi­

cation and Expansion of International Law – Report of the Study Group of the 
International Law Commission (Finalized by Martti Koskenniemi), in: A/CN.4/
L.682 vom 13. April 2006 (zit. Fragmentierungsbericht 2006).

13 Der Umgang mit Normkonflikten, also die Erarbeitung möglicher Lösungsansät­
ze, ist das Hauptanliegen des ILC-Berichts zur Fragmentierung.
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thematisiert.14 Die institutionelle Ebene ist nach hier vertretener Auffas­
sung für das Verständnis der Fragmentierung des Völkerrechts zentral: In­
ternationale Organisationen sind sowohl Ausdruck als auch Verursacherin­
nen der Fragmentierung. So lassen sich aus institutionellen Konflikten ei­
nerseits viel unmittelbarer als aus Normkonflikten Zielkonflikte der globa­
len Gesellschaft ablesen; andererseits liegen Normkonflikten teilweise in­
stitutionelle Konflikte zugrunde, deren Verständnis ohne die institutionel­
len Ursachen verkürzt ist. Der vorliegende Fokus auf die institutionelle 
Ebene soll daher ein ganzheitlicheres Bild der Fragmentierung und damit 
der Funktionsweise des Völkerrechts ermöglichen.15

Zur Eignung der Fallstudie zu UNHCR – IOM

Eine Fallstudie zu UNHCR – IOM ist in mehrerlei Hinsicht für eine nähe­
re Betrachtung besonders geeignet. Ein Faktor ist die Tatsache, dass weder 
das UNHCR noch die IOM über einen Streitbeilegungsmechanismus ver­
fügen. Solche haben sich demgegenüber bei anderen internationalen Or­
ganisationen etabliert: Im Falle der Welthandelsorganisation (WTO) exis­
tiert ein Streitbeilegungsverfahren (dispute settlement body und Berufungs­
gericht), im Europarat entscheidet der Europäische Gerichtshof für Men­
schenrechte (EGMR) über Streitigkeiten bezüglich der Europäischen Men­
schenrechtskonvention (EMRK)16, der Europäische Gerichtshof (EuGH) 
ist das Rechtsprechungsorgan der Europäischen Union (EU). Alle genann­
ten Streitbeilegungsorgane entscheiden über die Anwendung und Ausle­
gung der Normen ihres Regimes – aber nicht nur. Immer wieder stellen 
sich auch Verhältnisfragen zwischen Normen unterschiedlicher Regime.17 

c)

14 So etwa ausdrücklich im ILC-Bericht, der die institutionelle Ebene ausklammert, 
weil die Frage der Verteilung institutioneller Kompetenzen als ein Problem der 
Institutionen selbst betrachtet wird (ILC, Fragmentierungsbericht 2006, § 13).

15 In eine ähnliche Richtung geht die von Margaret A. Young 2012 angestossene 
Forschung betreffend regime interaction (Young Margaret A. [Hrsg.], Regime 
Interaction in International Law: Facing Fragmentation, Cambridge 2012). Der 
Fokus liegt hier auf der Frage, inwiefern Interaktionen zwischen funktionalen 
Regimen Wissen und Normen formen und kontrollieren.

16 Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 
4. November 1950, in: 231 UNTS 221 und SR 0.101.

17 Vgl. z.B. WTO, European Communities – Measures Affecting the Approval and Mar­
keting of Biotech Products, Report of the Panel vom 29. September 2006, WTO 
Doc. WT/DS291/R, WT/DS292/R, WT/DS293/R. Im Fall ging es um das Verhält­
nis zwischen Normen aus dem UN-Pakt I und WTO-Regeln. Vgl. zum Verhältnis 
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Die Absenz eines solchen Streitbeilegungsmechanismus im vorliegenden 
Fall ist für eine Untersuchung gerade von Vorteil. Sie verlagert den Fokus 
weg von Konflikten, die sich im Rahmen von Gerichtsverfahren äussern, 
und damit weg von Normkonflikten. Dadurch wird der Blick für die 
institutionellen Ursachen von Konflikten geschärft, die Normkonflikten 
möglicherweise zugrunde liegen. Zwar gibt es für die Organe der UN die 
Möglichkeit, den Internationalen Gerichtshof (IGH) um ein Gutachten an­
zurufen. Allerdings sind bislang weder das UNHCR (als Nebenorgan der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen [GV]) noch die IOM (seit 
2016 eine related agency der UN) befugt, den IGH um ein solches anzufra­
gen.18 Ein weiterer Faktor, der letztlich zum selben Resultat führt, ist die 
Tatsache, dass seitens der IOM keine die Staaten verpflichtende Konventi­
on wie etwa das Abkommen vom 28. Juli 1951 über die Rechtsstellung 
der Flüchtlinge (Flüchtlingskonvention; FK)19 existiert, deren Einhaltung 
durch das UNHCR überwacht wird. Dadurch kommt es in den Staaten nie 
zu klassischen Normkonflikten, die sich aus unterschiedlichen Verpflich­
tungen verschiedener Konventionen (verschiedener Organisation) ergeben 
können. Und folglich treten auf der Ebene Staat keine Situationen auf, 
in denen Gerichte über Konflikte zwischen verschiedenen internationalen 
Normen entscheiden müssten. Dies ermöglicht es bzw. erfordert es gerade, 
anstelle eines regelzentrierten Blickwinkels eine Perspektive einzunehmen, 
die auf die institutionellen Strukturen des Völkerrechts fokussiert. In die­
sem Sinne ist das Verhältnis zwischen dem UNHCR und der IOM ein 
Beispiel für Konflikte zwischen verschiedenen Teilrechtsordnungen im 
Völkerrecht, die nicht (nur) aus verpflichtenden Normen bestehen.

Gleichwohl gilt es zu berücksichtigen, dass jede Organisation über ei­
gene Spezifitäten verfügt und jedes bilaterale Verhältnis zwischen Organi­
sationen einzigartig ist. Erkenntnisse zum Verhältnis zwischen zwei spe­
zifischen Organisationen sollten daher nicht leichtfertig verallgemeinert 
werden. Vielmehr bräuchte es nach hier vertretener Ansicht eine Reihe 
von Fallstudien zu bilateralen Beziehungen und Konflikten, um diese an­
schliessend auf einer Metaebene zu vergleichen und auf Gemeinsamkeiten 
hin zu untersuchen. Studien zu einzelnen Organisationen sind aufwen­
dig, weil sie eine vertiefte Auseinandersetzung mit den organisatorischen 

WTO-Regeln – Menschenrechte: Joseph Sarah, Blame it on the WTO?: A Hu­
man Rights Critique, Oxford 2011, S. 32 ff.

18 Vgl. dazu unten IV. B. 2. c).
19 Abkommen vom 28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, in: 189 

UNTS 137 und SR 0.142.30.
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